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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenwirtschaftspolitik

Im Dezember 2018 reichte der Kanton Jura eine Initiative ein, die den Ausschluss von
Palmöl von den Freihandelsabkommen mit Indonesien und Malaysia verlangte. Damit
nahm er die Pionierrolle in einer schweizweiten kantonalen Bewegung ein, die mittels
mehrerer Standesinitiativen den Abbau von Handelshemmnissen für Palmöl gegenüber
Indonesien und Malaysia verhindern wollte. So reichten auch die Kantone Thurgau (Kt.Iv.
17.317), Bern (Kt. Iv. BE 18.317), Freiburg (Kt. Iv. FR 18.320) und Genf (Kt.Iv. 18.303)
gleichlautende oder zumindest sehr ähnliche Standesinitiativen ein. Grund dafür war in
allen Kantonen die Angst vor schädlichen Folgen für die einheimische Rapsöl-
Produktion sowie ökologische Bedenken im Kontext der Nachhaltigkeit der
eingeführten Produkte. 
Im Oktober 2019 prüfte die APK-SR die Initiative und beantragte mit 7 zu 0 Stimmen (bei
3 Enthaltungen), ihr keine Folge zu geben. Die Kommission begründete den Entscheid
primär mit der Annahme einer Motion der APK-SR (Mo. 18.3717), womit weitere
diesbezügliche Initiativen überflüssig seien. Des Weiteren sah die Kommission eine
grosse Abhängigkeit der Schweiz von Palmöl und dessen Derivaten und glaubte, dass
Palmöl zur Schaffung nachhaltiger Verbesserungen vor Ort in ein Freihandelsabkommen
integriert werden müsse. 

In der Wintersession 2019 gab der Ständerat der Standesinitiative keine Folge: Mit 33 zu
8 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) stimmte er dem Antrag seiner Kommission zu. Gemäss
Ratspräsident Stöckli (sp, BE) seien die Forderungen der Initiative bereits während der
Beratung des Wirtschaftspartnerschaftsabkommens berücksichtigt worden. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 04.12.2018
AMANDO AMMANN

Im Oktober 2018 hatte der Kanton Freiburg eine Standesinitiative für den Ausschluss
von Palmöl von den Freihandelsgesprächen mit Malaysia eingereicht. Damit folgte er
dem Beispiel der Kantone Genf (Kt. Iv. 18.303) und Bern (Kt. Iv. 18.317), die zuvor
ähnliche Standesinitiative eingereicht hatten. Im Rahmen einer Vorprüfung der
Standesinitiative beantragte die APK-SR, der Initiative keine Folge zu geben, da eine
angenommene Motion der APK-SR (Mo. 18.3717) derartigen Anliegen bereits Rechnung
trage. Der Ständerat lehnte die Initiative mit 28 zu 13 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) ab. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 19.12.2019
AMANDO AMMANN

Im August 2018 reichte der Kanton Bern eine Standesinitiative für den Ausschluss von
Palmöl von den Freihandelsgesprächen mit Malaysia ein. Im Oktober desselben Jahres
folgte der Kanton Freiburg mit einer ähnlichen Standesinitiative (Kt. Iv. 18.320). 
Die APK-SR nahm im Oktober 2019 eine Vorprüfung des Geschäfts vor, zeigte sich
jedoch auch aufgrund der Schweizer Abhängigkeit von Palmöl nicht von einem strikten
Ausschluss überzeugt. Zudem seien derartige Forderungen bereits in der von beiden
Räten angenommene Motion der APK-SR (Mo. 18.3717) berücksichtigt worden. Die
Kommission beantragte daher, der Initiative keine Folge zu geben. 
Der Ständerat tat, wie ihm empfohlen worden war, und lehnte die Initiative in der
Wintersession 2019 mit 33 zu 8 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) ab. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 19.12.2019
AMANDO AMMANN

Im Januar 2019 prüfte die APK-NR die Standesinitiative des Kantons Jura zum
Ausschluss von Palmöl von den Freihandelsabkommen mit Indonesien und Malaysia.
Sie lehnte diese jedoch mit 15 zu 4 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) ab, gemeinsam mit
den beiden Standesinitiativen aus Bern (Kt. Iv. 18.317) und Freiburg (Kt. Iv. 18.320), die
den Ausschluss von Palmöl vom Freihandelsabkommen mit Malaysia forderten. Die
Kommission vertrat die Meinung, dass sich der Bundesrat der Probleme bewusst sei,
welche die Palmölproduktion für die Einhaltung der Menschenrechte und die
nachhaltige Entwicklung mit sich brächte. Eine Zustimmung erachtete sie als
kontraproduktiv. 
Der Ständerat gab der Initiative in der Wintersession 2019 mit 33 zu 8 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) keine Folge. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 19.12.2019
AMANDO AMMANN
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Im September 2019 reichte der Grosse Rat des Kantons Genf eine Standesinitiative zu
einem Referendum über das Freihandelsabkommen mit dem Mercosur ein. Darin wird
die Bundesversammlung aufgefordert, ein fakultatives Referendum über das
Freihandelsabkommen, das planmässig im Verlauf des Jahres 2020 durch das Parlament
ratifiziert werden sollte,  zuzulassen. Der Grosse Rat begründete die Initiative damit,
dass das im August 2019 abgeschlossene Abkommen nur unzureichende Kontroll- und
Sanktionsmechanismen biete. Zudem gäbe es keine Garantie für die Bekämpfung von
Abholzung und den Schutz der lokalen Landwirtschaft. 

Die APK-SR entschied im Februar des darauffolgenden Jahres mit 9 zu 2 Stimmen (bei
einer Enthaltung), der Initiative keine Folge zu geben. Dabei war die Kommission der
Forderung gegenüber keineswegs abgeneigt. Doch der zuständige
Departementsvorsteher – Bundesrat Parmelin – versicherte, dass sein Departement
gegenüber dem Parlament beantragen werde, das Abkommen dem fakultativen
Referendum zu unterstellen. Dies entspräche der im August 2019 beschlossenen Praxis,
wonach derartige Standardabkommen dem fakultativen Staatsvertragsreferendum
unterstehen. 

Der Ständerat beschloss in der Frühjahrssession 2020 mit 29 zu 8 Stimmen (bei 2
Enthaltungen), der Initiative keine Folge zu geben. Eine ausführlichere Debatte wurde
dadurch verhindert, dass sich der finale Abkommenstext zum Zeitpunkt der
Ratsversammlung noch in rechtlicher Prüfung befand und somit nicht bekannt war.
Ebenfalls keine Folge gegeben wurde der gleichzeitig in der Kommission geprüften
Standesinitiative des Kantons Jura (Kt. Iv. 19.302). 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.03.2020
AMANDO AMMANN

Die neu zusammengesetzte APK-NR befasste sich im Januar 2020 mit der
Standesinitiative für den Ausschluss von Palmöl von den Freihandelsgesprächen mit
Malaysia des Kantons Bern und beschloss, dieser mit 15 zu 8 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) keine Folge zu geben. Die Kommissionsmehrheit vertrat die Ansicht, dass
sich der Bundesrat der Probleme bewusst sei, welche die Palmölproduktion für die
nachhaltige Entwicklung und die Einhaltung der Menschenrechte mit sich bringe, und
eine Annahme daher kontraproduktiv wäre. Im Nationalrat setzte sich Claudia Friedl (sp,
SG) in der Herbstsession 2020 für die Annahme der Standesinitiativen aus Bern und
Fribourg (Kt. Iv. 18.320) ein, die sich beide auf das Freihandelsabkommen mit Malaysia
bezogen. Friedl lobte, dass es die Schweiz im Fall von Indonesien geschafft habe, durch
eine Sonderbestimmung den Palmölimport mit Nachhaltigkeitsbestimmungen für die
Produktion zu verknüpfen. Dies sei im Abkommen mit Malaysia nicht gelungen, weshalb
man Palmöl von den Handelserleichterungen ausnehmen solle. Im Namen der APK-NR
erläuterte Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL), dass die Kommission zuversichtlich
sei, dass die Nachhaltigkeitsbestimmungen für Palmöl, welche man im
Freihandelsabkommen mit Indonesien implementiert hatte, auch im Abkommen mit
Malaysia integriert werden könnten. Im Abkommen mit Indonesien wurde die
Nachverfolgbarkeit des importierten Palmöls sichergestellt, zudem verpflichtete sich
Indonesien zur Einhaltung von Bestimmungen der nachhaltigen Bewirtschaftung des
Pflanzenölsektors. In den Augen von Schneider-Schneiter wäre es kontraproduktiv,
Palmöl von einem Freihandelsabkommen auszunehmen, während sich die Schweiz
zugleich in den palmölproduzierenden Ländern für die Umsetzung von
Nachhaltigkeitsstandards einsetze. Schweizer Importeure und Verarbeiter hätten in den
vergangenen Jahren nachhaltige Lieferketten aufgebaut, weshalb fast die Gesamtheit
der Palmölimporte ein Nachhaltigkeitszertifikat besässen. Der Nationalrat folgte
schliesslich der Empfehlung seiner Kommission und gab der Initiative mit 103 zu 75
Stimmen (bei 15 Enthaltungen) keine Folge. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 24.09.2020
AMANDO AMMANN

Die APK-NR hatte im Januar 2020 mit 15 zu 4 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
beschlossen, der Standesinitiative des Kantons Jura zum Ausschluss von Palmöl von
den Freihandelsabkommen mit Indonesien und Malaysia keine Folge zu geben. 
In der Herbstsession 2020 sprach sich Denis de la Reussille (pda, NE) in der
nationalrätlichen Debatte für die Annahme der Initiative aus und verwies dabei auf die
Einstimmigkeit, mit der die Initiative im jurassischen Kantonsparlament angenommen
worden war. Nebst den katastrophalen Auswirkungen, welche die Palmölproduktion auf
die Natur habe, gebe es für die Schweiz auch kaum Kontrollmöglichkeiten, um die
Arbeitsbedingungen auf den Plantagen zu überprüfen. Laurent Wehrli (fdp, VD) äusserte
sich im Namen der Kommission und wies darauf hin, dass die Standesinitiative Jura
auch das Freihandelsabkommen mit Indonesien betreffe. Diesem habe das Parlament

STANDESINITIATIVE
DATUM: 24.09.2020
AMANDO AMMANN
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aber bereits im Dezember 2019 zugestimmt. Für die Mehrheit der Kommission seien die
wichtigsten Elemente für das Monitoring des Palmölanbaus und die Umsetzung der
Anforderungen der nachhaltigen Entwicklung bereits ausreichend in den beiden
Abkommen verankert, so Wehrli. Der Nationalrat gab der Initiative mit 129 zu 49
Stimmen (bei 16 Enthaltungen) keine Folge. 7

Nachdem sich die APK-SR bereits gegen die Standesinitiative für den Ausschluss von
Palmöl von den Freihandelsgesprächen mit Malaysia des Kanton Freiburg
ausgesprochen und ihr der Ständerat anschliessend keine Folge gegeben hatte, tat es
die APK-NR im Januar 2020 ihrer Schwesterkommission gleich. Mit 15 zu 9 Stimmen (bei
1 Enthaltung) habe man sich gegen Folgegeben ausgesprochen, da die Standesinitiative
in der gegenwärtigen Situation kontraproduktiv wäre, liess die APK-NR in einer
Medienmitteilung verlauten.
Der Nationalrat behandelte die Initiative in der Herbstsession 2020 gemeinsam mit den
verwandten Standesinitiativen der Kantone Bern (Kt.Iv. 18.317) und Jura (Kt.Iv. 18.325).
Kommissionssprecherin Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) verwies auf die
nachhaltigen Lieferketten, welche Schweizer Importeure und Verarbeiter in den
vergangenen Jahren aufgebaut hätten. Die Kommission zeigte sich zuversichtlich, dass
man die Bestimmungen aus dem Abkommen mit Indonesien auch im
Freihandelsabkommen mit Malaysia integrieren könne. Im Abkommen mit Indonesien
wurde die Nachverfolgbarkeit des importierten Palmöls sichergestellt, zudem
verpflichtete sich Indonesien zur Einhaltung von Bestimmungen der nachhaltigen
Bewirtschaftung des Pflanzenölsektors (vgl. Artikel 8.10 des FHAs). Trotz der
Zustimmung vonseiten der SP und der Grünen gab der Nationalrat der Initiative mit 94
zu 88 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) keine Folge. 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 24.09.2020
AMANDO AMMANN

Die APK-NR hatte der Standesinitiative zum Referendum über das
Freihandelsabkommen mit dem Mercosur im Januar 2021 mehrheitlich keine Folge
gegeben. Eine Minderheit Crottaz (sp, VD) hatte sich jedoch für eine Annahme
eingesetzt. Der Kommissionsbericht hielt fest, dass die Referendumsmöglichkeit bei
Freihandelsabkommen richtig und wichtig sei, wie die Diskussion um das
Freihandelsabkommen mit Indonesien gezeigt habe. Gemäss der neuen Praxis in Bezug
auf Standardabkommen unterstehen Freihandelsabkommen aber sowieso bereits dem
fakultativen Referendum, weshalb die Kommissionsmehrheit das Anliegen der
Standesinitiative als erfüllt betrachtete. 
In der Sommersession 2021 empfahl Kommissionssprecherin Schneider-Schneiter
(mitte, BL) dem Nationalrat bei der Vorprüfung folglich die Ablehnung der Genfer
Standesinitiative sowie der Initiative des Kantons Jura (Kt. Iv. 19.302), welche die
Ausklammerung von Agrarprodukten aus dem Freihandelsabkommen mit dem Mercosur
forderte. Die Minderheitsführerin Brigitte Crottaz bezweifelte, dass das geplante
Mercosur-Freihandelsabkommen die Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 einhalte
und kritisierte auch, dass es insbesondere in Brasilien vermehrt zu
Menschenrechtsverletzungen im Agrarbereich käme. Die Abstimmung zum
Freihandelsabkommen mit Indonesien habe aufgezeigt, dass grundlegende Wirtschafts-
und Umweltpolitikentscheide von grossem Interesse für die Schweizer Bevölkerung
seien. Crottaz zeigte sich erfreut, dass Freihandelsabkommen gemäss Bundesrat
bereits dem fakultativen Referendum unterstehen, womit das Anliegen der
Standesinitiative schon fast erfüllt sei. Sie verlangte dennoch die Annahme der
Initiative, weil der genaue Text des Abkommens noch nicht bekannt war und das
Parlament daher in der Sommersession 2021 keine Stellung dazu beziehen konnte. 
Der Nationalrat schien das Anliegen der Initiative jedoch als erfüllt anzusehen und
stimmte mit 110 zu 67 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) gegen ein Folgegeben. 9

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.06.2021
AMANDO AMMANN
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

Ende 2017 respektive im Sommer 2018 reichten der Kantonsrat von St. Gallen (Kt.Iv.
18.300) und der Grosse Rat des Kantons Thurgau (Kt.Iv. 18.316) zwei ähnlich lautende
Standesinitiativen ein, die eine Beseitigung der Wertfreigrenze im Einkaufstourismus
zum Ziel hatten. Wenn bei der privaten Wareneinfuhr in die Schweiz die im Ausland
geltende Mehrwertsteuer zurückerstattet wird, soll stattdessen in jedem Fall die
Mehrwertsteuer des Inlandes anfallen. Die bis anhin geltende Befreiung von der
inländischen Mehrwertsteuer im Falle von im Ausland getätigter Einkäufe bis zu einem
Betrag von CHF 300 würde somit entfallen. Die bisherige Situation sei nicht
steuergerecht, da im Ausland einkaufende Personen Steuervorteile genössen. Darüber
hinaus schade sie dem Gewerbe, dem dadurch gemäss einer Studie der Credit Suisse 10
Prozent des Detailhandelsumsatzes entgingen, und sie verursache unnötigerweise
Mehrverkehr, Abgase und Lärm. 
In der Frühjahrssession behandelte der Ständerat die Standesinitiative des Kantons St.
Gallen zusammen mit weiteren Vorstössen zum Einkaufstourismus. Sie lehnte Erstere
ab und wollte vielmehr den Bericht des Bundesrates zu einem Postulat der FK-NR (Po.
17.3360) abwarten, mit dem Lösungen zur Entschärfung der Problematik des
Einkaufstourismus gesucht werden sollen – wohl wissend dass man allenfalls noch auf
die Standesinitiative des Kantons Thurgau zurückgreifen könnte, deren
Behandlungsfrist noch bis Ende 2019 läuft. 10

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Afin de lutter contre le tourisme d'achat, une initiative cantonale saint-galloise
préconise la soumission des marchandises privées à la TVA helvétique si la TVA
étrangère a été remboursée. Cette initiative cantonale est en ligne avec l'initiative
cantonale thurgovienne 18.316. Après la décision de la chambre des cantons de donner
suite à l'initiative, les Commissions de l'économie et des redevances du Conseil
national (CER-CN) et du Conseil des États (CER-CE) se sont penchées sur la
proposition. La CER-CN et la CER-CE ont recommandé, par respectivement 17 voix
contre 7, et 6 voix contre 4 et 3 abstentions, de ne pas donner suite à l'initiative.
D'abord, les parlementaires ont souligné les difficultés de mise en œuvre de la
proposition. Puis, ils ont indiqué que même en cas de mise en œuvre, l'initiative ne
réduirait pas le tourisme d'achat qui repose essentiellement sur les différences de prix
entre la Suisse et les pays limitrophes. A l'opposé, une minorité de la CER-CE, formée
de sénateurs et sénatrices de gauche, ont souligné l'argument de l'équité fiscale et
pointé du doigt la nécessité d'envoyer un signal fort aux cantons frontaliers.
Malgré les recommandations de ne pas donner suite, les deux chambres ont pris le
contre-pied de leur Commissions. Dans un premier temps, le Conseil national a donné
suite à l'initiative cantonale par 108 voix contre 60 et 14 abstentions. Les opposants et
opposantes ont formé une alliance hétéroclite avec 24 voix PS, 11 voix PLR, 8 voix UDC, 2
voix Verts et 15 voix PVL. Néanmoins, ces voix dissidentes n'ont pas résonné
suffisamment fort. Puis, dans un deuxième temps, alors que le Conseil des États avait
refusé de donner suite en 2019, il a validé l'initiative cantonale, en 2021, par 28 voix
contre 10 et 5 abstentions. Ainsi, après un refus initial, et une double recommandation
de rejet de la CER-CN et de la CER-CE, l'initiative cantonale continue sa route. 11

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.09.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Wettbewerb

Im Dezember reichte der Kanton Bern eine parlamentarische Initiative ein, welche
forderte, dass im Inland für den schweizerischen Markt produzierte Lebensmittel den in
der Schweiz gesetzlich vorgeschriebenen Qualitätsnormen entsprechen mussten.

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.12.2011
LAURENT BERNHARD

Le niveau élevé des prix en Suisse est une thématique récurrente. Cependant, selon le
canton de Schaffhouse, depuis l'abandon du taux plancher en janvier 2015, cette
thématique s'est muée en véritable problématique pour les PME et les consommateurs.
Ainsi, le canton estime que les suppléments spécifiques à la Suisse, imposés par les
exportateurs, grèvent non seulement les budgets des importateurs suisses de 15
milliards de francs supplémentaires vis-à-vis de leurs concurrents à l'étranger, mais
aussi des consommateurs impuissants face à cette situation. Ces suppléments

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

01.01.65 - 01.01.23 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



apparaissent comme un poids pour la compétitivité helvétique et dopent le tourisme
d'achat. Toujours selon le canton de Schaffhouse, les cantons frontaliers souffrent
particulièrement de cette situation. Une initiative cantonale a été déposée afin
d'envisager une révision de la loi sur les cartels. La législation devrait interdire les
suppléments d'importation injustifiés sur les produits livrés en Suisse. La Commission
de l'économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-CN) a étudié la question.
Elle estime que la question des prix à l'importation surfaits est déjà soulevée par une
initiative parlementaire Altherr (fdp/plr, AR) encore pendante. Ainsi, étant donné que
l'objectif de l'initiative cantonale est déjà pris en considération, elle recommande de ne
pas lui donner suite par 12 voix contre 1. Au final, la chambre des cantons a décidé
tacitement de ne pas donner suite à l'initiative cantonale. 12

Avec une ligne d'argumentation identique à celle de son homologue de la chambre des
cantons, la Commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN)
recommande à son conseil de rejeter l'initiative du canton de Schaffhouse. En effet, le
délai de l'initiative parlementaire Altherr (fdp/plr, AR), qui vise des objectifs similaires,
a été prorogé à la session d'automne 2019. Au final, l'initiative cantonale sur les
suppléments d'importation injustifiés sur les produits livrés en Suisse a été rejetée par
la chambre du peuple par 106 voix contre 56 et 19 abstentions. 13

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.03.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

En tant que canton frontalier, Bâle-Ville a pointé du doigt les prix excessifs imposés à
l’importation pour les Helvètes. Le canton a donc déposé une initiative cantonale qui
demande une intervention des autorités fédérales pour lutter contre l’îlot de cherté
suisse, avec notamment des modifications dans la loi sur les cartels (LCart). Selon le
canton, de nombreuses entreprises étrangères profitent du pouvoir d’achat élevé des
Suisses pour imposer des prix gonflés aux consommateurs et PME. 
La Commission de l’économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-CE)
recommande, à l'unanimité, de ne pas donner suite à l’initiative. Si elle reconnaît
l’importance de la thématique, elle juge qu’il n’est pas pertinent d’ouvrir un projet
législatif alors que l’initiative populaire «Stop à l’îlot de cherté – pour des prix
équitables» animera prochainement les débats sous la coupole. De plus, une initiative
cantonale similaire (16.301) a déjà été refusée par les deux chambres parlementaires. 14

STANDESINITIATIVE
DATUM: 02.05.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Alors que l'initiative populaire "Stop à l'îlot de cherté - Initiative pour des prix
équitables" va être débattue sous la coupole fédérale, la Commission de l'économie et
des redevances du Conseil des Etats (CER-CE) propose à sa chambre de rejeter
l'initiative du Canton de Bâle-Ville pour des prix d'achats raisonnables. La chambre suit
sa commission et rejette le texte sans discussion. L'objet connaît donc le même sort
qu'une initiative cantonale similaire du canton de Schaffhouse 16.301. 15

STANDESINITIATIVE
DATUM: 18.06.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Dans le cadre du débat sur le tourisme d'achat et l'îlot de cherté helvétique, le canton
de Thurgovie a déposé une initiative cantonale pour la suppression de la franchise-
valeur dans le tourisme d'achat. Selon le canton, la franchise-valeur de 300 CHF pour
les importations de marchandises privées crée une injustice fiscale, engendre des
pertes fiscales chiffrées en millions et pénalise le commerce de détail suisse. La
Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-CE) a attendu
la publication du rapport sur le postulat 17.3360 pour se prononcer sur l'objet. Elle a
décidé, par 6 voix contre 1 et 3 abstentions, de proposer à sa chambre de ne pas
donner suite à l'initiative. La CER-CE a pointé du doigt le fardeau bureaucratique et la
friabilité de cette mesure. En effet, la proposition de réglementation du canton de
Thurgovie pourrait facilement être contournée si des mesures de contrôles drastiques
ne sont pas établies. La CER-CE reconnaît donc la problématique, mais propose
d'attendre une solution plus adéquate. 16

STANDESINITIATIVE
DATUM: 29.08.2019
GUILLAUME ZUMOFEN
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L’initiative du canton de Thurgovie a été rejetée par le Conseil des États par 19 voix
contre 18 et 1 abstention. La chambre des États suit donc la recommandation de la
CER-CE d’une seule voix. Cette initiative s’inscrit dans le débat sur l’îlot de cherté
helvétique. Elle propose la suppression de la franchise-valeur dans le tourisme
d’achat. Bien qu’ils aient rejeté l’initiative, les sénateurs et sénatrices ont reconnu la
problématique de l’îlot de cherté. Néanmoins, Martin Schmid (plr, GR) pour la
commission, puis Werner Hösli (udc, GL) et Ruedi Noser (plr, ZH) ont expliqué que la
solution avancée par le canton de Thurgovie n’était pas adéquate, mais qu’une autre
solution devrait être trouvée dans un futur proche. 17

STANDESINITIATIVE
DATUM: 18.09.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

La Commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) s'est
alignée, sans opposition, sur la décision du Conseil des Etats et de sa commission sœur
(CER-CE). Elle a recommandé à sa chambre de rejeter l'initiative du canton de Bâle-
Ville qui s'attaquait à l'îlot de cherté helvétique. Pour justifier cette recommandation
de rejet, elle s'est appuyée sur des arguments similaires et a mis en avant le timing
inopportun. En effet, des débats sur l'initiative populaire «Stop à l'îlot de cherté – pour
des prix équitables» et sur le contre-projet indirect sont en cours au Parlement. 18

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.10.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

La chambre du peuple a suivi à l'unanimité l'opinion de sa Commission de l'économie
et des redevances (CER-CN). Elle a rejeté l'initiative cantonale de Bâle-Ville. Ce canton
frontalier souhaitait lutter contre l'îlot de cherté helvétique en modifiant la loi sur les
cartels (LCart). Avec un rejet des deux chambres, l'initiative cantonale n'aboutit pas. 19

STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.03.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

La majorité de la Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
(CER-CN) a préconisé à sa chambre de rejeter l'initiative du canton de Thurgovie sur la
suppression de la franchise-valeur dans le tourisme d’achat. Par 17 voix contre 7, elle
considère que le tourisme d'achat est motivé essentiellement par le niveau élevé des
prix en Suisse, et qu'une suppression de la franchise-valeur n'aurait donc pas d'impact.
Elle pointe également du doigt le risque de complications administratives. Selon la
majorité, seules des mesures contre l'îlot de cherté peuvent combattre durablement le
tourisme d'achat. A l'inverse, une minorité Friedli (udc, SG) a recommandé l'adoption
de l'initiative. Cette minorité met en avant l'importance de l'équité fiscale et la
nécessité de soutenir les commerces des cantons frontaliers, victimes du tourisme
d'achat.
En chambre, l'initiative cantonale a été adoptée par 108 voix contre 60 et 14
abstentions. L'objet a été traité en parallèle de l'initiative du canton de St-Gall 18.300,
et à la suite de la motion de la Commission des finances du Conseil national (CdF-CN)
19.3975. Le Conseil national a donc pris le contre-pied du Conseil des Etats. En
brandissant l'argument de l'équité fiscale, il souhaite que les importations de
marchandises soient soumises à la TVA helvétique si la TVA étrangère a été remboursée.
Le parti socialiste a argumenté en vain que seule l'initiative «Stop à l'îlot de cherté»
pouvait résoudre le problème du tourisme d'achat. 20

STANDESINITIATIVE
DATUM: 30.10.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Etant donné que le Conseil national a donné suite à l'initiative cantonale thurgovienne,
le Conseil des Etats s'est à nouveau penché sur la proposition de suppression de la
franchise-valeur dans le tourisme d’achat. La Commission de l'économie et des
redevances du Conseil des Etats (CER-CE) a maintenu sa recommandation initiale de ne
pas donner suite à l'initiative par 6 voix contre 4 et 3 abstentions. Elle estime que
soumettre les marchandises privées à la TVA helvétique uniquement si la TVA étrangère
a été remboursée ne résout pas le problème du tourisme d'achat et semble
difficilement applicable. 
Néanmoins, en chambre, les sénateurs et sénatrices ont changé d'opinion. L'argument
de l'îlot de cherté a fait pencher la balance. Elles ont donné suite à l'initiative cantonale
par 28 voix contre 11 et 4 abstentions. L'initiative cantonale a été traitée en parallèle de
l'initiative cantonale saint-galloise 18.300 et de la motion 19.3975. Les trois objets ont
été adoptés par la chambre des cantons. 21

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.09.2021
GUILLAUME ZUMOFEN
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Landwirtschaft

Internationale Landwirtschaftspolitik

Le Canton de Genève a déposé une initiative auprès des chambres fédérales afin de
réduire de moitié les contingents de vins étrangers. Le canton lémanique, troisième
producteur de vin du pays, fait remarquer que la consommation totale de vin a
fortement diminué en Suisse, alors que les importations de vins étrangers sont restées
stables. Cela se fait donc au détriment des vins suisses qui souffrent des contingents
négociés auprès de l'OMC dans les années 1990. Cette initiative prend appui sur la
motion déposée par Jacques Nicolet (udc, VD) (Mo. 19.4410) et appelle à la soutenir.
La CER-CE a indiqué ne pas vouloir de ce texte (par 10 voix et 2 abstentions), tout
comme elle a demandé à sa chambre de refuser la motion de la valaisanne Marianne
Maret (centre, VS; Mo. 20.3411) qui aurait également impliqué une renégociation auprès
de l'OMC.
Mais la raison principale qui a poussé la commission à refuser le texte déposé par le
canton de Genève est un vice de forme dans la formulation du texte. En effet, comme
précisé par le rapporteur de la CER-CE, Martin Schmid (plr, GR), une initiative déposée
par un canton ne peut pas demander de soutenir un autre texte, mais doit proposer un
changement législatif. Ce texte contrevient donc à la loi sur le Parlement (LParl).
Le Conseil des Etats a tacitement décidé de ne pas donner suite à cette initiative. 22

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.03.2021
KAREL ZIEHLI

La CER-CN ne souhaite pas donner suite à l'initiative déposée par le canton de
Genève, considérant, comme sa commission sœur, qu'il serait complexe de renégocier
les contingents d'importation de vins auprès de l'OMC. De plus, la commission de
l'économie et des redevances estime que cela accroitrait la charge administrative,
préférant bien plus un système d'aide à la promotion des vins suisses. Une minorité (5
voix contre 16 et 4 abstentions) proposera à sa chambre de donner suite à l'initiative. 23

STANDESINITIATIVE
DATUM: 18.08.2021
KAREL ZIEHLI

L'initiative genevoise visant un abaissement des quotas d'importation de vin n'a pas
trouvé les faveurs du Conseil national qui l'a rejetée par 114 voix contre 55 et 18
abstentions. Christian Lüscher (plr, GE), pour la majorité de la commission, a déploré
les faiblesses de ce texte tant sur le fond que sur la forme. D'un côté, l'initiative
demande à soutenir une motion 19.4410 – qui n'a pas encore été traitée par les
chambres – et non d'élaborer un projet d'acte, ce qui va à l'encontre de la bonne
pratique. Et sur le fond, une diminution de ces contingents négociés à l'OMC il y a
trente ans impliquerait probablement que d'autres secteurs économiques doivent faire
des concessions, ce qui n'est pas du goût de la majorité de la commission. Cet avis
n'était pas partagé par la minorité de la commission, Esther Friedli (udc, SG) et Céline
Amaudruz (udc, GE) voyant dans l'abaissement des contingents un moyen efficace de
protéger les vins suisses. Depuis leur introduction, la consommation totale de vin a
fortement baissé en Suisse, de l'ordre de 22 pour cent, affectant en particulier les vins
indigènes. Des membres de tous les partis ont donné leur voix à l'initiative genevoise,
sans pour autant que cela ne suffise à faire passer le texte. 24

STANDESINITIATIVE
DATUM: 23.09.2021
KAREL ZIEHLI

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Erdöl und Erdgas

Mittels einer Standesinitiative forderte der Grosse Rat des Kantons Genf ein
schweizweites 25-jähriges Moratorium für die Exploration, die Förderung und den
Import von Schiefergas (in Tonsteinen enthaltenes Erdgas). Ein solches Moratorium sei
notwendig, um die energiepolitischen Richtlinien der Schweiz – vor allem das Kyoto-
Protokoll und die Energiestrategie 2050, die eine 2000-Watt-Gesellschaft anstrebt –
umsetzen zu können. Zudem bestünden mit den heutigen Methoden der
Schiefergasgewinnung beträchtliche Umwelt- und Gesundheitsrisiken, die zu
vermeiden seien. Die Mehrheit der zuständigen UREK-SR (8 zu 3 Stimmen bei einer
Enthaltung) beurteilte diese Forderung jedoch als unverhältnismässig und begründete
dieses Urteil damit, dass aus rein ökonomischer Sicht eine grössere
Schiefergasförderung in der Schweiz aufgrund des viel günstigeren Import-Erdgases
keinen Fuss fassen werde und auch der Einfluss der aktuellen Nutzung von Schiefergas
auf das Klima bescheiden sei. Zudem habe sich die Kommission schon im

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.11.2018
MARCO ACKERMANN
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Zusammenhang mit den «Rahmenbedingungen der tiefen Geothermie» (Mo. Gutzwiller
11.3562 und 11.3563 sowie Mo. Riklin 11.4027) mit solchen Fragen beschäftigt. Weiter
verwies sie auf die Verfügungshoheit der Kantone in diesem Bereich, wobei diese
bereits vereinzelt diesbezügliche Regelungen getroffen hätten. Gleichwohl erkannte die
Kommission eine Verunsicherung in der Bevölkerung bezüglich den Methoden zur
Frakturierung von fossilen Energieträgern und deren Auswirkungen auf die Umwelt. Auf
bundesgesetzlicher Ebene bestünden zwar bereits Auflagen, um Mensch und Umwelt
bei der Anwendung von solchen Methoden zu schützen, der Bund prüfe jedoch, ob
weiterer Handlungsbedarf auf Verordnungsebene bestehe. Eine Minderheit Cramer (gp,
GE) beantragte dem Ständerat hingegen, dem Genfer Anliegen Folge zu geben. Sie
argumentierte damit, dass die Risiken für Mensch und Umwelt zu gross seien und die
Schiefergasförderung nicht mit den energie- und klimapolitischen Zielen der Schweiz
vereinbar seien. Zudem verwies sie auf den bundesrätlichen Bericht zum Postulat Trede
(gp, BE; Po. 13.3108), in welchem sich der Bundesrat gegen eine hydraulische
Frakturierung zur Erschliessung von fossilen Energieträgern ausgesprochen hatte. 25

In der Wintersession 2018 lehnte der Ständerat (mit 20 gegen 12 Stimmen bei einer
Enthaltung) die Standesinitiative des Kantons Genf ab, die ein 25-jähriges Moratorium
für die Exploration, die Förderung und den Import von Schiefergas verlangte. Somit
folgte die kleine Kammer dem Votum seiner vorberatenden UREK-SR, die unter dem für
die Mehrheit der Kommission sprechenden Werner Hösli (svp, GL) auf die positiven
Aspekte des Erdgases, die Schwierigkeiten bei der Umsetzung eines Schiefergasverbots
aufgrund der fehlenden Herkunftsbezeichnung, die Zuständigkeit der Kantone in
diesem Bereich sowie auf die bereits bestehenden gesetzlichen Grundlagen für den
Schutz von Mensch und Umwelt verwies. 26

STANDESINITIATIVE
DATUM: 03.12.2018
MARCO ACKERMANN

Ende November 2019 folgte auch die UREK-NR dem Votum ihrer Schwesterkommission
und demjenigen des Ständerats. Sie beschloss mit 15 zu 7 Stimmen, der Genfer
Standesinitiative für ein 25-jähriges Moratorium für die Exploration, die Förderung
und den Import von Schiefergas keine Folge zu geben und gab eine entsprechende
Empfehlung an die grosse Kammer ab. 27

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.11.2019
MARCO ACKERMANN

In der Herbstsession 2020 gab auch der Nationalrat einer Genfer Standesinitiative für
ein schweizweites 25-jähriges Moratorium für den Import, die Exploration und die
Förderung von Schiefergas keine Folge. Während 83 Parlamentarierinnen und
Parlamentarier vorwiegend aus den geschlossenen rot-grünen Reihen für Folgegeben
votierten, konnte sich eine bürgerliche Mehrheit mit 102 Stimmen bei 5 Enthaltungen
durchsetzen und das Anliegen ad acta legen. Befürworter Bastien Girod (gp, ZH)
argumentierte, dass mit einem solchen Moratorium ein klares Signal gesendet werden
könnte, dass der Handel mit Schiefergas kein zukunftsfähiges Tätigkeitsfeld darstelle
und die Gesellschaft stattdessen vom Erdöl und Erdgas als Energiequellen wegkommen
müsse. Delphine Klopfenstein Broggini (gp, GE) warnte zudem vor verseuchtem
Grundwasser aufgrund der Schiefergasextraktion, wie die Erfahrungen aus den USA
gezeigt hätten. Gegner und Kommissionssprecher Christian Wasserfallen (fdp, BE)
argumentierte hingegen, dass ein Moratorium unverhältnismässig und auch ökonomisch
nicht sinnvoll wäre. Zudem könne der Import kaum kontrolliert werden, da bei
Gaslieferungen eine Ursprungsbezeichnung fehle. Hinzu komme, dass es sich bei der
Bewilligung von Schiefergasexplorationen um eine kantonale Angelegenheit handle, wo
eine Einmischung des Bundesgesetzgebers zu Problemen führen könne. 28

STANDESINITIATIVE
DATUM: 24.09.2020
MARCO ACKERMANN

1) AB SR, 2019, S.1258; Bericht APK-SR vom 14.10.2019
2) AB SR, 2019,S.1258; Bericht APK-SR vom 14.10.19.
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